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übrigen Nachlaßgegenstände unter die Miterben nach ihren 
Erbteilen zu verteilen (§ 41 Abs. 2 Sätze 2 und 3 ZGB). Es ist 
u. E. auch zulässig, Miterben zur Zahlung von Erstattungsbe­
trägen aus ihrem eigenen Vermögen an andere Miterben za 
verpflichten, falls hinterlegte Geldbeträge nicht vorhanden 
sind oder nacht ausreichen, um einen Ausgleich unter den 
Miterben entsprechend ihren Erbteilen herbeizuführen.

Besteht der Nachlaß nur noch aus Grundstücken, Grund­
stückszubehör und Grundstückskonten, sind die Grundstücke 
in entsprechender Anwendung des § 41 Abs. 2 Satz 2 ZGB 
gerichtlich zu veräußern. Dazu bedarf es im Hinblick auf § 25 
Abs. 1 Satz 3 GrundstVollstrVO keines Urteils. Der gericht­
liche Verkauf eines von mehreren Nachlaßgrundstücken ist 
zulässig.56

Besteht ein Nachlaß nur noch aus einem Grundstück oder 
mehreren Grundstücken, dem Grundstückszubehör und den 
Grundstückskonten, dann wäre eine Klage, mit der lediglich 
begehrt wird, die Grundstücke bzw. ein Grundstück einem 
oder mehreren Erben zuzuteilen, auf Grund des entsprechend 
§ 41 Abs. 2 Satz 2 ZGB und gemäß § 25 Abs. 1 Satz 3 Grundst­
VollstrVO vorgeschriebenen speziellen Verfahrensweges als 
unzulässig abzuweisen. Eine Klage zur Aufteilung des nach 
§26 Abs. 2, 1. Stabstrich GrundstVollstrVO für die Erben­
gemeinschaft hinterlegten Verkaufserlöses oder des auf einem 
Grundstückskonto befindlichen Guthabens ist jedoch zu­
lässig.

Hat ein Miterbe auf Grund einer Teilungsanordnung '(§ 371 
Abs. 1 ZGB) Anspruch auf einen bestimmten Nachlaßgegen­
stand, so kann er von den anderen Miterben verlangen, daß 
ihm das Eigentum daran durch Vertrag übertragen wird. Sind 
die anderen Miterben dazu nicht bereit und handelt es sich 
bei dem betreffenden Nachlaßgegenstand um ein Grundstück 
oder um ein Recht an einem Grundstück, so ist es möglich, 
daß der durch die Teilungsanordnung begünstigte Miterbe ein 
Vertragsangebot beurkunden bzw. beglaubigen läßt, in dem 
er den anderen Miterben anbietet, das Grundstück bzw. 
Grundstücksrecht zu den im Testament genannten Bedingun­
gen zu übernehmen. Weigern sich die anderen Miterben, 
einem solchen Vertragsangebot zuzustimmen, dann sind sie 
auf die Klage des betreffenden Miterben zu verurteilen, ihre 
Zustimmung zu erklären. Die gerichtliche Entscheidung er­
setzt nach § 129 ZPO die Zustimmungserklärung der verur­
teilten Miterben.57 Entsprechend ist zu verfahren, wenn ein 
Nachlaßgegenstand auf einen Vermächtnisnehmer übertragen 
werden soll (vgl. §380 Abs. 1 Sätze 2 und 3 ZGB).

Auf diese Weise werden die Rechte der Beteiligten ge­
wahrt, und es wird die Einhaltung der Rechtsvorschriften 
über den Verkehr mit Grundstücken gewährleistet (vgl. § 285 
i. V. m. § 2 Abs. 1 Buchst, а und h der GrundstücksverkehrsVO 
(GWO) vom 17. Dezember 1977 (GBl. I 1978 Nr. 5 S. 73).

Besteht eine Eigentumsgemeinschaft (§ 13 Abs. 1 FGB) 
nach dem Tod eines Ehepartners aus dessen Erben und dem

überlebenden Ehegatten, dann wird auch in diesem Fall das 
gemeinschaftliche eheliche Eigentum in einem durch Klage 
eingeledteten Verfahren geteilt. Diese Teilung (§ 39 FGB) und 
die Aufhebung der nach dem verstorbenen Ehepartner be­
stehenden Erbengemeinschaft (§ 423 ZGB), können nach § 11 
Abs. 2 Satz 2 ZPO in e i n e r  Klage beantragt werden. Das 
Gericht kann in einem solchen Fall in seinem Urteil sowohl 
dem überlebenden Ehegatten als auch jedem Miterben des 
verstorbenen Ehepartners Gegenstände des gemeinschaftli­
chen Eigentums zuteilen (§ 39 Abs. 1 Sätze 2 und 3 sowie 
Abs. 2 FGB). Zu beachten ist jedoch, daß dem überlebenden 
Ehegatten die zum ehelichen Haushalt gehörenden Gegen­
stände gemäß § 365 Abs. 1 Satz 3 ZGB allein zustehen.

Der gerichtliche Verkauf eines Grundstücks zum Zweck 
der Aufhebung des daran bestehenden gemeinschaftlichen 
ehelichen Eigentums ist im Hinblick auf § 25 Abs. 1 Satz 2 
GrundstVollstrVO auch dann nicht zulässig, wenn der Ehe­
partner verstorben ist.58

In einem gerichtlichen Verfahren zur Aufhebung der 
Erbengemeinschaft müssen sämtliche Miterben als Prozeß­
parteien — als Kläger oder Verklagte — mitwirken. Das Ge­
richt darf auch in solchen Rechtsstreitigkeiten nach § 77 Abs. 1 
ZPO nur auf der Grundlage von Sachanträgen entscheiden. 
Es hat daher die Prozeßparteien bei der Stellung sachdienli­
cher Anträge zu unterstützen (§ 2 Abs. 3 ZPO).

Verfügungen über Nachlaßgegenstände — z. B. über 
Grundstücke und Rechte an Grundstücken — können auch in 
gerichtlichen Einigungen (§ 46 ZPO) getroffen werden. Da 
diese Einigungen unter Anleitung des Gerichts geschlossene 
materiell-rechtliche Vereinbarungen (Verträge) enthalten59, 
bedarf eine gerichtliche Einigung, die eine Verfügung über 
ein Grundstück oder über ein Recht an einem Grundstück 
enthält, ebenfalls der Genehmigung nach § 2 GWO. Wird die 
Genehmigung versagt, ist die gerichtliche Einigung nichtig 
(§ 68 Abs. 1 Ziff.4 ZGB). Der Rechtsstreit ist dann in entspre­
chender Anwendung des § 46 Abs. 3 ZPO fortzuführen.

Gerichtliche Einigungen oder beurkundete Verträge, durch 
die bisher zum gemeinschaftlichen ehelichen Eigentum ge­
hörende Grundstücke nach § 39 Abs. 3 Satz 1 FGB bzw. § 14 
Abs. 2 Satz 2 FGB (i. d. F. des §12 Ziff. 1 EGZGB) in das 
Alleineigentum eines Ehegatten übertragen werden sollen, 
bedürfen jedoch keiner Genehmigung nach der GWO.60

56 Vgl. OG, Urteil vom 28. September 1982 — 2 OZK 20/82 - (OG- 
Iniormationen 1983, Nr. 3, S. 36).

57 Vgl. das in Fußnote 36 genannte Urteil.
58 Vgl. OG, Urteil vom 12. April 1983 - 2 OZK 10/83 - (NJ 1983, Heft 10,

S. 423).
59 Vgl. OG, Urteil vom 17. Mai 1977 - 2 OZK 24/77 - (NJ 1977, Heft 15, 

S. 522; OGZ Bd. 15 S. 130) sowie G. Janke, „Anfechtung gericht­
licher Einigungen nach § 70 ZGB“, NJ 1981, Heft 6, S. 270.

60 Vgl. K.-H. Eberhardt, „Die Anwendung von ZGB-Bestimmungen 
auf familienrechtliche Beziehungen“, NJ 1979, Heft 8, S. 350 ff. 
(insbes. S. 351, rechte Spalte).

Straf rech tsprechung auf dem Gebiet 
des Verkehrs- und Transportwesens
Dr. ROLF SCHRÖDER,
Richter am Obersten Gericht

In Verwirklichung der Beschlüsse des X. Parteitages der SED 
haben die Gerichte u. a. auch einen wirksamen Beitrag zur 
Gewährleistung der Sicherheit im Verkehrs- und Transport­
geschehen zu leisten. Zur Erfüllung dieser Aufgabe wurde 
die 12. Plenartagung des Obersten Gerichts am 23. Oktober 
1985 durchgeführt. Sie hatte das Ziel, die Verkehrsrecht­
sprechung weiter zu qualifizieren sowie Gesetzlichkeit und 
Rechtssicherheit auf diesem Gebiet noch besser zu gewähr­
leisten. Dem Plenum lag ein Bericht des Präsidiums des 
Obersten Gerichts vor, der im Ergebnis einer gründlichen 
und sachkundigen Beratung als Arbeitsgrundlage bestätigt 
wurde.

Durch die weitere Entwicklung und Ausgestaltung des 
Güter- und Personenverkehrs sowie die Erhöhung der Trans­
portleistungen haben Sich die Anforderungen an die wirk­
same Durchsetzung von Ordnung, Sicherheit und Disziplin in 
allen Verkehrsbereichen erhöht.. Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit im Straßen-, Bahn-, Luft- und Schiffsverkehr sind 
unabdingbare Voraussetzungen, um noch wirksamer das 
Leben und die Gesundheit der Bürger vor Gefahren zu schüt­
zen, durch Verkehrsunfälle entstehende volkswirtschaftliche 
Verluste zu verhüten und die Aufgaben im Güter- und 
Personentransport zu erfüllen. Große Bedeutung hat die

Verwirklichung der Aufgaben aus dem Verkehrssicherheits­
programm der DDR, in dem für die Gerichte wichtige Orien­
tierungen zur Gestaltung einer wirksamen, vorbeugenden 
Rechtsprechung und zur damit verbundenen Auswertung von 
Verkehrsstrafverfahren enthalten sind.

Angesichts der Tatsache, daß durch Verkehrsunfälle, ins­
besondere im Bereich der Eisenbahn, weitreichende Personen­
schäden und umfangreiche volkswirtschaftliche Auswirkun­
gen eintreten können, ist hier auf strafrechtlich bedeutsame 
Rechtspflichtverletzungen konsequent zu reagieren und 
gleichzeitig unfallverhütend zu wirken.

Die Gerichte haben durch ihre Tätigkeit dazu beizu­
tragen,
— Ordnung und Sicherheit insbesondere im Straßen- und 

Bahnverkehr bei wachsender Verkehrsdichte weiter zu 
erhöhen,

— das Leben und die Gesundheit der Bürger noch wirksamer
zu schützen,

— das gesellschaftliche und persönliche Eigentum vor Schä­
den durch Verkehrsunfälle zu bewahren und

— Rechtspflichtverletzungen in den Verkehrsbereichen noch 
wirksamer vorzubeugen.
Die Rechtsprechung hat sich im wesentlichen stabil ent-


